
Ministerium für 
Schule und Bildung 
des Landes Nordrhein-Westfalen 

Die Ministerin 

Ministerium für Schule und Bildung NRW, 40190 Düsseldorf 

An den Vorsitzenden des 
Ausschusses für Schule und Bildung 
des Landtags Nordrhein-Westfalen 
Herrn Florian Braun MdL 
Platz des Landtags 1 
40221 Düsseldorf 

Bericht zum Thema „Inklusive Bildung in Nordrhein- Westfalen" 
Bitte der Fraktion der SPD um einen schriftlichen Bericht für die Sitzung 
des Ausschusses für Schule und Bildung am 9. September 2026 

Sehr geehrter Herr Vorsitzender, 

beigefügt übersende ich den Bericht zum Thema „Inklusive Bildung in 
Nordrhein-Westfalen" für die Sitzung des Ausschusses für Schule und 
Bildung am 9. September 2026. 

Ich wäre Ihnen dankbar, wenn Sie diesen den Mitgliedern des 
Ausschusses für Schule und Bildung vorab zur Information zuleiten 
würden. 

Mit freundlichen Grüßen 

'1, September 2026 
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Bericht des Ministeriums für Schule und Bildung  

des Landes Nordrhein-Westfalen  

  

„Inklusive Bildung in Nordrhein-Westfalen“ 

 

Bitte der Fraktion der SPD um einen schriftlichen Bericht der 

Landesregierung zur Sitzung des Ausschusses für Schule und  

Bildung am 9. September 2026 

 

 
 
Jedes Kind ist einzigartig – und hat das Recht auf bestmögliche 

Förderung. In Nordrhein-Westfalen bedeutet Inklusion, allen 
Schülerinnen und Schülern mit und ohne Bedarf an 
sonderpädagogischer Unterstützung unabhängig vom Lernort passende 

Lernwege zu eröffnen und sie gezielt zu fördern. Jedes Kind soll 
entsprechend seinen Begabungen, Voraussetzungen und Fähigkeiten 
optimal gefördert werden, im Unterricht wird daher sowohl 

individualisiertes als auch gemeinsames Lernen in der Lerngruppe 
ermöglicht. 
 

Damit dies gelingt, setzt das Land auf klare Rahmenbedingungen und 
eine verlässliche Weiterentwicklung der Qualität. Grundsätzlich ist die 
allgemeine Schule der Regelförderort für die sonderpädagogische 

Förderung. Die Schulen des Gemeinsamen Lernens entwickeln sich 
stetig quantitativ und konzeptionell weiter. 
 

Gleichzeitig haben Eltern die Möglichkeit, sich für eine Förderschule für 
ihr Kind zu entscheiden. Beide Orte der sonderpädagogischen 
Förderung sind im Schulgesetz (§ 20 Absatz 2 Schulgesetz NRW) 

verankert und Teil des Bildungsangebotes in allen Regionen Nordrhein-
Westfalens.  
 

Ergebnisse der Studie „Inklusive Bildung zwischen Wunsch und 

Wirklichkeit“ des Deutschen Institut für Menschenrechte und 

Elternwahlrecht:  

 
Die vorliegende Studie der Monitoringstelle UN-Behindertenkonvention 
„Inklusive Schule in Nordrhein-Westfalen zwischen Wunsch und 

Wirklichkeit“ stellt die Ergebnisse einer Elternbefragung dar. Hieran 
haben 2.315 Sorgeberechtigte aus Nordrhein-Westfalen teilgenommen. 
Zur Einordnung der Rückmeldequote: Aktuell werden in den Schulen 

172.110 Schülerinnen und Schüler mit Bedarf an sonderpädagogischer 
Unterstützung unterrichtet.  
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Die vorliegende Auswertung kommt unter anderem zu dem Schluss, 
dass sich die befragten Eltern eine inklusive Beschulung wünschen, 

„aber vielfach durch Defizite bei der praktischen und strukturellen 

Umsetzung ausgebremst“ werden (vgl. factsheet NRW, S. 3). 
 

Die Landesregierung nimmt diese Rückmeldungen – besonders die Sicht 
der Eltern – sehr ernst. Sie vertritt einen weiten Inklusionsbegriff, der auf 
der Basis der Elternentscheidung sowohl das Gemeinsame Lernen in 

den allgemeinen Schulen als auch das Lernen in der Förderschule 
unterstützt. Vor diesem Hintergrund wird Inklusion als gelingend 
beschrieben, wenn die Rahmenbedingungen stimmen. Dazu gehören 

Barrierefreiheit, Unterricht mit sonderpädagogischer Unterstützung, 
ausreichende personelle und sächliche Ressourcen und bei Bedarf auch 
eine verlässliche Schülerbeförderung. 

 
Gleichzeitig ist es wichtig, Zuständigkeiten für die gesamtgesellschaftlich 
wichtige Aufgabe klar zu benennen: Gebäude, die Barrierefreiheit, die 

sächlichen Ressourcen und die Beförderung liegen in der 
Aufgabenwahrnehmung der Kommunen.  
 

Rechtliche Grundlage für das Elternwahlrecht in Nordrhein-Westfalen 
bildet das erste Gesetz zur Umsetzung der UN-
Behindertenrechtskonvention in den Schulen 

(9. Schulrechtsänderungsgesetz 2013) und die Ausbildungsordnung für 
die sonderpädagogische Förderung (AO-SF). Sie verankern den 
gesetzlichen Anspruch auf die Beschulung in einer allgemeinen Schule 

für alle Schülerinnen und Schüler mit und ohne Behinderung bzw. den 
Bedarf an sonderpädagogischer Unterstützung in § 20 Absatz 2 
Schulgesetz NRW. Die Schulaufsichtsbehörde richtet Gemeinsames 

Lernen mit Zustimmung des Schulträgers an einer allgemeinen Schule 
ein, es sei denn, die Schule ist dafür personell und sächlich nicht 
ausgestattet und kann auch nicht mit vertretbarem Aufwand dafür 

ausgestattet werden (§ 20 Absatz 5 Schulgesetz NRW). 
 
Die gesetzlichen Regelungen wurden im Kontext der Ratifizierung der 

UN-Behindertenrechtskonvention in einem intensiven öffentlichen 
Diskurs (z.B. mit dem dann neu gegründeten Fachbeirat „Inklusive 
schulische Bildung“) beraten und beruhen auf einer breiten Zustimmung 

über alle demokratischen Parteien hinweg. Über 17 Jahre nach der 
Unterzeichnung der UN-Behindertenrechtskonvention durch die 
Bundesrepublik Deutschland ist der öffentliche Diskurs um die 

Umsetzung der Inklusion – insbesondere um die schulische Inklusion – 
immer noch in fast allen Bundesländern durch unterschiedliche, sich zum 
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Teil widersprechende Vorstellungen darüber, wie die Weiterentwicklung 
des Gemeinsamen Lernens aussehen soll, gekennzeichnet.  
 

Für die Landesregierung sind beide Systeme, die Schulen des 
Gemeinsamen Lernens und die Förderschulen, gleichwertige Angebote, 
um Schülerinnen und Schülern mit Bedarf an sonderpädagogischer 

Unterstützung an verschiedenen Lernorten gerecht werden zu können 
und den Eltern eine Wahlfreiheit zu bieten.  
 

Um den Eltern ein wohnartnahes Angebot an Schulen des 
Gemeinsamen Lernens zur Verfügung zu stellen, steigt die Anzahl der 
Standorte kontinuierlich, wie der folgenden Übersicht zu entnehmen ist: 

 
Aktuell werden von den 172.110 Schülerinnen und Schülern mit Bedarf 
an sonderpädagogischer Unterstützung 95.596 an Förderschulen und 

76.514 an allgemeinen Schulen unterrichtet. 
 
Die Landesregierung nimmt die Debatte ernst, jedoch wird die 

Schlussfolgerung des Deutschen Instituts für Menschenrechte nicht 
geteilt. Für die Landesregierung ist entscheidend, dass Eltern eine echte 
Wahl haben und sich für den Bildungsweg entscheiden können, der den 

Bedürfnissen ihres Kindes am besten entspricht. Deshalb stärkt 
Nordrhein-Westfalen das Gemeinsame Lernen und hält zugleich 
bewusst an den Förderschulen fest. Die Einschätzung einer Reduktion 

der Elternentscheidungen auf die Nutzung eines „Scheinwahlrechts“ 

Schulform 2023 
(Stichtag 

01.08.2023) 

2024 
(Stichtag 

02.09.2024) 

2025 
(Stichtag 

01.08.2025) 

2026 

(Stichtag 

19.08.2026) 

Freie 

Waldorfschule 
1 2 2 2 

Gesamtschule 322 332 332 340 

Grundschule 1.978 2.027 2.042 2.137 

Gymnasium 38 43 55 67 

Hauptschule 147 147 149 149 

PRIMUS 5 5 5 5 

Realschule 262 269 271 278 

Sekundarschule 99 99 98 97 

Summe 2.852 2.924 2.954 3.075 
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kann von Seiten der Landesregierung nicht geteilt werden. Sie weist 
diese Interpretation zurück.  
 

Die Forderung, zu Gunsten der Weiterentwicklung des Gemeinsamen 
Lernens an den allgemeinen Schulen die Förderschulen abzuschaffen, 
ignoriert den Wunsch vieler Eltern von Kindern mit festgestelltem 

sonderpädagogischen Unterstützungsbedarf bzw. einer Behinderung, 
diese an einer Förderschule unterrichten zu lassen. Eine verlässliche 
Infrastruktur an beiden Lernorten der sonderpädagogischen Förderung 

ist Voraussetzung dafür, dass dem Elternwunsch bestmöglich 
entsprochen werden kann. Zudem gilt: Investitionen in Schulbauten 
erfolgen in kommunaler Verantwortung. Schulträger priorisieren auf 

Grundlage ihrer Schulentwicklungsplanung. Das Land unterstützt die 
Schulen systematisch, unter anderem über die Personalsteuerung, 
fachliche Standards, Fortbildung und Programme zur 

Qualitätsentwicklung. Die Landesregierung unterstützt das Gemeinsame 
Lernen: Seit dem Schuljahr 2014/2015 wurden dafür mehr als 6.000 
zusätzliche Lehrerstellen geschaffen; insgesamt stehen für die Inklusion 

fast 18.000 Stellen für Lehrkräfte und sozialpädagogische Fachkräfte zur 
Verfügung. Zugleich unterstützt das Land auch die Kommunen: Bis 
einschließlich des Schuljahres 2025/2026 summieren sich der 

Belastungsausgleich und die Inklusionspauschale nach dem Gesetz zur 
Förderung kommunaler Aufwendungen für die schulische Inklusion auf 
insgesamt rund 700 Millionen Euro.  

 
Schulischer Aktionsplan Inklusion: 

 

Zum schulischen Aktionsplan Inklusion wurden bereits im Dezember 
2023 Maßnahmen zu dessen Weiterentwicklung ausführlich im 
Ausschuss für Schule und Bildung vorgestellt. Diese werden seitdem mit 

Nachdruck weiterverfolgt und mündeten in der Veröffentlichung des 
Schulischen Aktionsplanes Inklusion im Bildungsportal 
(https://www.schulministerium.nrw/schulischer-aktionsplan-inklusion ).  

 
Er benennt aktuell die folgenden Handlungsfelder: 
 

 Ausbau und Ausstattung des Gemeinsamen Lernens,  
 

 Neustrukturierung der Feststellungsverfahren nach AO-SF, 

 
 Unterstützung der Schulen, Landkreise und Kommunen sowie 

 

 Maßnahmen zur Beruflichen Bildung und zum Übergang Schule 
und Beruf. 
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Darüber hinaus bündelt der bestehende landesweite „Aktionsplan NRW 
inklusiv“, der unter Federführung des Ministeriums für Arbeit, Gesundheit 

und Soziales erstellt wurde, die Maßnahmen der verschiedenen 
Ressorts und setzt wichtige Impulse im Hinblick auf den Ausbau 
inklusiver Strukturen sowie die ressortübergreifende Verankerung der 

UN-Behindertenrechtskonvention. Das Ministerium für Schule und 
Bildung veröffentlicht seine Agenda zur schulischen Inklusion mit 
schulbezogenen Maßnahmen zukünftig auch im Rahmen der 

Dynamisierung und Digitalisierung des „Aktionsplanes NRW inklusiv“.  
 
Das Ministerium für Schule und Bildung und das Deutsche Institut für 

Menschenrechte/ Monitoringstelle UN-Behindertenrechtskonvention 
stehen in regelmäßigem Austausch. Die Monitoringstelle ist darüber 
hinaus festes Mitglied des Fachbeirates inklusive schulische Bildung.  

 
Arbeit der Expertisestellen im Rahmen der Pilotierung zur 

Neustrukturierung der Feststellungsverfahren nach AO-SF: 

 

Im Rahmen der Pilotierung zur Neustrukturierung der 
Feststellungsverfahren nach Verordnung über die sonderpädagogische 

Förderung, den Hausunterricht und die Klinikschule 
(Ausbildungsordnung sonderpädagogische Förderung - AO-SF) wurden 
in den Bezirksregierungen Arnsberg und Münster Expertisestellen mit 

Lehrkräften für sonderpädagogische Förderung und Lehrkräften der 
allgemeinen Schule eingerichtet. Dort werden zur Ermittlung des Bedarfs 
an sonderpädagogischer Unterstützung in der Regel auf der Grundlage 

der eingereichten Unterlagen Kurzgutachten zu jedem Antrag erstellt. 
Ziel ist eine fachlich fundierte, nachvollziehbare und landesweit 
vergleichbare Entscheidungspraxis. Diese Zielsetzungen stehen im 

Einklang mit den Empfehlungen des „Wissenschaftlichen Prüfauftrag zur 
steigenden Anzahl der Schülerinnen und Schüler mit Bedarf an 
sonderpädagogischer Unterstützung“. 

 
In der Pilotierung werden auf der Grundlage wissenschaftlicher 
Erkenntnisse neue Verfahrensabläufe erprobt, um Entscheidungen 

transparenter, vergleichbarer und möglichst schneller treffen zu können.  
 
Die Pilotierung schafft gegenüber dem bisherigen Verfahren mehr 

Flexibilität bei der Antragstellung und ermöglicht in vielen Fällen eine 
schnellere Bearbeitung. Gleichzeitig bleibt gewährleistet, dass jeder 
Antrag sorgfältig und unter Berücksichtigung der individuellen Situation 

des Kindes geprüft wird. 
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Im ersten Jahr der Pilotierung wurden viele Erfahrungen und 
Erkenntnisse gesammelt und ausgewertet, die unter anderem 
kurzfristige Anpassungen notwendig machten, wie beispielsweise das 

Bereitstellen von Ausfüllhilfen. Die wissenschaftliche Evaluation durch 
die Technische Universität Dortmund wird gegebenenfalls weitere 
Ansatzpunkte für notwendige Veränderungen aufzeigen. 

 
Das Antragsaufkommen im Bereich der Feststellungsverfahren ist, über 
ein Schuljahr verteilt, nicht immer gleichermaßen hoch. Am Ende des 

vergangenen Schuljahres konnte festgestellt werden, dass noch viele 
Anträge relativ kurzfristig gestellt wurden. Dadurch kam es zu einer 
Verzögerung bei der Bearbeitung und somit auch zu einem erhöhten 

Arbeitsaufkommen für die Kolleginnen und Kollegen. Dies wurde jedoch 
in den beiden Bezirksregierungen verantwortungsvoll gelöst, sowohl im 
Interesse der Mitarbeitenden als auch und vor allem im Interesse der 

Eltern und ihrer Kinder.  
 
Aktuelle und perspektivische Schritte zum Ausbau des 

Gemeinsamen Lernens in Nordrhein-Westfalen: 

 
Die im Schulischen Aktionsplan Inklusion hinterlegten Maßnahmen 

werden auch in den folgenden Jahren mit Nachdruck weiterverfolgt.  
 
Das Ziel der Landesregierung bleibt auch mittelfristig: Eltern sollen ihre 

Wahl eines Ortes der sonderpädagogischen Förderung nicht aus Sorge 
vor strukturellen Hürden treffen müssen, sondern aufgrund dessen, was 
für ihr Kind pädagogisch am besten geeignet ist.  

 


